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Globalisierung auf dem Rückzug 
 

Als das Wort "Globalisierung" erstmalig Anfang der 90er Jahre Bestandteil des 
englischen Wortschatzes wurde, betrachtete man sie als den wichtigsten Trend 
der Zukunft. Vor fünfzehn Jahren feierten globalistische Denker wie Kenichi  

Ohmae und Robert Reich den Beginn des Entstehens der so genannten grenzenlo-
sen Welt. Der Prozess, durch den relativ unabhängige nationale Volkswirtschaf-

ten funktionell in eine globale Welt integriert werden, wurde als unumkehrbar an-
gepriesen. Und die Leute, die sich gegen die Globalisierung stellten, wurden ver-
ächtlich mit den Ludditen, den Maschinenstürmern der ersten industriellen Revo-
lution, gleich gesetzt. Fünfzehn Jahre später, trotz aller Verlagerungen und dem 
Outsourcing von Betrieben, ist die internationale Wirtschaft eine Ansammlung 
von nationalen Volkswirtschaften geblieben. Diese sind mit einander zweifellos 
verbunden, aber ihre Dynamik wird immer noch zum großen Teil durch Binnen-

faktoren bestimmt.  
Tatsächlich hat die Globalisierung ihren Höchststand erreicht und geht zurück. 

 
Glänzende Prognosen – trübe Ergebnisse 

 
Während der Blüte der Globalisierung 
sagte man uns, dass staatliche Politik 
keine Bedeutung mehr hätte und dass 
die Großunternehmen bald Staaten zu 
Zwergen machen würden. In Wirklich-
keit sind Staaten immer noch bedeut-
sam. Die EU, die US -, und die chine-
sische Regierung sind heute stärkere 
Akteure als vor 10 Jahren. In China 
marschieren die internationalen Unter-
nehmen (transnational corporations 
=TNCs) nach der Musik des Staates 
und nicht umgekehrt. Zudem greifen 
staatliche Maßnahmen in den Markt 
ein, um Industriestrukturen zu schaffen 
oder Beschäftigung zu schützen.  
Tatsächlich hat Staatsinterventionis-
mus den Unterschied zwischen Ent-

wicklung und Unterentwicklung, 
Wohlstand und Armut geprägt. Malay-
sias Kapitalkontrollmaßnahmen wäh-
rend  der asiatischen Finanzkrise 1997-
98 verhinderten ein Zusammenbrechen 
wie in Thailand oder Indonesien. 
Strenge Kapitalkontrollen schützten 
China vor einem Kollaps wie bei den 
Nachbarn. Vor 15Jahren sagte man 
uns, dass eine transnationale kapitalis-
tische Elite entstehen würde, die die 
Weltwirtschaft leiten würde.  
 
In der Tat, Globalisierung wurde zur 
großartigen Strategie der Clinton Re-
gierung mit der Vision, dass die US 
Elite die erste unter Gleichen in einer 
Weltkoalition sein würde auf dem Weg 
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zu einer neuen, gesegneten Weltord-
nung. Heute liegt dieses Projekt in 
Scherben. Während der Herrschaft von 
George  W. Bush hat die nationalisti-
sche die transnationale Fraktion der 
Wirtschaftselite überstimmt. Nationa-
listisch geprägte Staaten konkurrieren 
scharf mit einander, wobei sie die 
Wirtschaften der jeweils anderen aus-
zuplüdern trachten. Vor einem Jahr-
zehnt wurde die Welthandelsorganisa-
tion WTO gegründet, die neben der 
Weltbank und dem Internationalen 
Währungsfonds zur dritten Säule des 
Systems der internationalen Wirt-
schaftsordnung im Zeitalter der Globa-
lisierung wurde. Bei ihrem triumphalen 
Auftreten auf dem ersten Ministertref-
fen der WTO in Singapur im Dezem-
ber 1996 haben die Vertreter der drei 
Organisationen es als die letzte ver-
bliebene Aufgabe einer "Global Go-
vernance" angesehen, "Kohärenz" zu 
erzielen, d.h. die Koordination der von 
den drei Institutionen verfolgten neoli-
beralen Programme, um die reibungs-
lose, technokratische Integration der 
Weltwirtschaft sicherzustellen. 
 
Aber nun beschwert sich Sebastian 
Mallaby, der einflussreiche Pro-Globa-
lisierungskommentator der Washington 
Post, dass „die Handelsliberalisierung 
stagniert, die Hilfen weniger abge-
stimmt sind als sie es sein sollten und 
dass der nächste Großbrand der Fi-
nanzmärkte von einem verletzten Feu-
erwehrmann bearbeitet werden wird“. 
Tatsächlich ist die Situation schlimmer 
als er sie beschreibt.  
 

Der IWF ist praktisch außer Funktion. 
Wissend, wie der Fond die asiatische 
Finanzkrise mit heraufbeschwor und 
verschlimmerte, weigern sich immer 
mehr Schwellenländer, wieder Kredite 
von ihm aufzunehmen, oder sie zahlen 
vorfristig zurück, wobei sie erklären, 
niemals wieder von ihm zu leihen. Zu 
diesen Ländern gehören Thailand, In-
donesien, Brasilien und Argentinien. 
Da  das Budget des Fonds weitestge-
hend von den Rückzahlungen dieser 
Großschuldner abhängt, bedeutet die-
ser Boykott, wie ein Experte beschrieb 
„einen riesigen Druck auf das Budget 
der Organisation.“ 
 
Die Weltbank ist vielleicht bei besse-
rer Gesundheit als der IMF. Da sie aber 
das Zentrum für das Debakel der struk-
turellen Anpassungspolitik gewesen 
ist, die die meisten Entwicklungs- und 
Schwellenländer in größere Armut, 
größere soziale Ungleichheit  und in  
den Zustand der Stagnation geführt hat, 
leidet auch die Bank unter einem Legi-
timationsmangel. Dies kann sich nur 
noch verschlimmern durch die Ergeb-
nisse eines kürzlich veröffentlichten 
offiziellen hochrangigen Ausschusses 
von Fachleuten unter dem Vorsitz des 
ehemaligen IMF Chefvolkswirts Ken-
neth Rogoff, die besagen, dass die 
Bank systematisch ihre Daten manipu-
liert hat, um ihre Pro-Globalisierungs-
position voranzutreiben und Gegenef-
fekte der Globalisierung zu vertuschen. 
 
Doch die Krise des Multilateralismus 
dürfte bei der WTO am schärfsten zu 
Tage treten. Vergangenen Juli löste 
sich die Doha-Runde der Verhandlun-
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gen über eine weitere Liberalisierung 
des Welthandels abrupt auf, als die Ge-
spräche der so genannten Gruppe der 
Sechs wegen der Weigerung der USA, 
sich bei ihren enormen Agrarsubventi-
onen zu bewegen, in bitterem Streit 
abgebrochen wurden. Der amerikani-
sche Ökonom und Freihandelsverfech-
ter Fred Bergsten hatte einmal den 

Freihandel und die WTO mit einem 
Fahrrad verglichen: Beide fallen um, 
wenn es nicht mehr vorwärts geht. Der 
Kollaps einer Organisation, die einer 
ihrer Generaldirektoren einmal als das 
"Kronjuwel des Multilateralismus" be-
zeichnete, dürfte näher sein als es 
scheint. 

 
Warum die Globalisierung stagniert 

 
Warum ist die Globalisierung auf 
Grund gelaufen? 
 
1. 
Zu allererst waren die Argumente für 
die Globalisierung überbewertet. Die 
Masse der Produktion und Umsätze der 
meisten TNCs findet nach wie vor in 
ihren Herkunftsländern oder -regionen 
statt. Es gibt nur eine Handvoll von 
globalen Unternehmen, deren Produk-
tion und Umsätze relativ gleichmäßig 
über Regionen verstreut sind. 
 
2. 
Zweitens: Statt eine gemeinsame, ko-
operative Antwort auf die globale Kri-
se von Überproduktion, Stagnation und 
Umweltzerstörung zu formulieren, ha-
ben die nationalen kapitalistischen 
Eliten mit einander konkurriert um 
die Last der Anpassung auf den ande-
ren zu schieben. Die Regierung Bush 
hat zum Beispiel eine Politik des 
schwachen Dollars vorangetrieben, um 
die Erholung und das Wachstum der 
US-Wirtschaft auf Kosten Europas und 
Japans zu fördern. Sie hat sich auch 

geweigert das Kyoto-Protokoll zu un-
terzeichnen, um Europa und Japan da-
zu zu zwingen, die meisten Kosten des 
globalen Umweltschutzes zu tragen, 
um so die US-Industrie vergleichswei-
se konkurrenzfähiger zu machen. Wäh-
rend Kooperation die rationale strategi-
sche Handlungsmöglichkeit aus der 
Sicht des globalen kapitalistischen Sys-
tems sein mag, kümmern sich die nati-
onalen kapitalistischen Interessen dar-
um, gegenüber ihren Rivalen nicht ins 
Hintertreffen zu geraten.  
 
3. 
Ein dritter Faktor ist die zersetzende 
Wirkung der Doppelmoral gewesen, 
den die Hegemonialmacht USA zur 
Schau stellt. Während die Clinton-
Regierung wirklich versuchte, sich hin 
auf den Freihandel zu bewegen, hat die 
Bush-Regierung heuchlerisch Freihan-
del gepredigt und Protektionismus 
praktiziert. Wirklich: die Handelspoli-
tik der Bush-Regierung scheint Frei-
handel für den Rest der Welt und Pro-
tektionismus für die USA zu sein. 
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4. 
Viertens: Es gab eine zu große Kluft 
zwischen dem Versprechen der  Glo-
balisierung und dem Freihandel einer-
seits und dem wirklichen Resultat der 
neoliberalen Politikmaßnahmen ande-
rerseits: mehr Armut, Ungleichheit und 
Stagnation. Einer der wenigen Orte, wo 
Armut in den letzten 15 Jahren zurück-
gegangen ist, ist China. Aber es waren 
staatliche Interventionsmaßnahmen, 
die die Marktkräfte dirigierten und 
nicht neoliberale Rezepte, die dafür 
verantwortlich waren, dass 120 Millio-
nen Chinesen aus der Armut geholfen 
wurde. Noch dazu waren es die Befür-
worter der Abschaffung von Kapital-
kontrollen, die den realen Zusammen-
bruch derjenigen Volkswirtschaften 
erleben mussten, die sich diese Politik 
zu Herzen genommen hatten. Die Glo-
balisierung der Finanzwirtschaft 
schritt viel schneller voran als die der 
Produktion. Aber es zeigte sich, dass 
sie nicht der Wegbereiter von Pros-
perität, sondern von Chaos ist. Die 
asiatische Finanzkrise  und der Kollaps 
der Wirtschaft Argentiniens, dessen 
Regierung zu den doktrinärsten An-
wendern der Liberalisierung des Kapi-
talmärkte gehörten, waren die bestim-
mende Momente der Revolte der Wirk-
lichkeit gegen die Theorie.  
 
5. 
Ein anderer Faktor, der das globalisti-
sche Projekt auflöste, kommt aus sei-
ner Obsession für wirtschaftliches 
Wachstum. In der Tat ist endloses 
Wachstum das Kernstück der Globali-
sierung, die Hauptquelle ihrer Legiti-

mation. Während ein kürzlich erschie-
nener Bericht der Weltbank überra-
schender Weise fort fährt, schnelles 
Wachstum in den Himmel zu heben als 
den Schlüssel, die globale Mittelklasse 
zu vergrößern, machen Klimaerwär-
mung, Rekordölpreise und andere 
Umweltereignisse den Leuten klar, 
dass das Tempo und das Muster des 
Wachstums, die mit der Globalisierung 
einhergehen, ein todsicheres Rezept für 
einen ökologischen Katastrophe sind. 
 
6. 
Der letzte Faktor, nicht zu unterschät-
zende Faktor ist der massive Wider-
stand gegen die Globalisierung gewe-
sen. Die Kämpfe in Seattle 1999, Prag 
2000 und Genua 2001; der massenhafte 
Anti-Kriegsmarsch am 15. Februar 
2003, als die Antiglobalisierungsbewe-
gung sich zur globalen Antikriegsbe-
wegung wandelte; der Abbruch des 
WTO-Ministertreffens 2003 in Cancun 
und sein Fastzusammenbruch in Hong-
kong 2005; die Ablehnung einer neoli-
beralen, Pro-Globalisierungsverfassung 
für  Europa durch das französische und 
holländische Volk 2005:  Dies alles 
waren Höhepunkte in einem jahrzehn-
telangen globalen  Kampf, der das  
neoliberale Projekt zurückgedrängt hat. 
Es war allerdings nur die Spitze des 
Eisbergs, die Summe von tausenden 
von anti-neoliberalen, gegen die Glo-
balisierung gerichteter Kämpfe von-
Tausenden von Gemeinschaften überall 
auf der Welt, an denen sich Millionen 
von Bauern, Studenten, Indigenas und 
viele Angehörige der Mittelschichten 
beteiligt haben. 
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Geschwächt, aber nicht vorbei 
 

Die von den Unternehmen betriebene 
Globalisierung ist geschwächt, besei-
tigt ist sie nicht. Obwohl viele neolibe-
rale, Pro-Globalisierungsmaßnahmen 
diskreditiert sind, bleiben sie doch in 
vielen Volkswirtschaften in Kraft, nach 
Ansicht von Technokraten in Ermange-
lung zuverlässiger Alternativen. Da 
sich die Dinge in der WTO nicht be-
wegen, legen die großen Handelsmäch-
te besonderes Gewicht auf Freihan-
delsvereinbarungen ( free trade agree-
ments =FTAs) und  ökonomische Part-
nerschaftsvereinbarungen ( economic 
partnership agreements =EPAs) mit 
Entwicklungsländern. Diese Vereinba-
rungen sind in vielerlei Hinsicht ge-
fährlicher als die multilateralen Ver-
handlungen in der WTO, denn sie  for-
dern oft größere Zugeständnisse in Be-
zug auf Marktzugang und ein härteres 
Urheberrecht. 
Dennoch, die Dinge sind nicht mehr so 
einfach für die Unternehmen und Han-
delsmächte. Doktrinäre Neoliberale 
werden in Schlüsselpositionen abgelöst 
durch mehr pragmatische Technokra-
ten, die oft neoliberale Maßnahmen 
praktisch umkehren wegen des öffent-
lichen Drucks. Wenn es zu FTAs 
kommt, ist der globale Süden sich der 
Gefahren bewusster und beginnt, Wi-
derstand zu leisten. Schlüsselregierun-
gen Südamerikas , die unter Druck  ih-
rer Bevölkerungen standen, brachten 
im November 2005 das Free Trade of 
the Americas (FTAA) – das großartige 
Projekt George W. Bushs für die west-
liche Hemisphäre – während der Kon-
ferenz in Mar del Plata zum Entgleisen. 

Ebenso war es einer der Gründe, wa-
rum viele Leute sich dem Premiermi-
nister Thaksin Shinawatra Monate vor 
dem Coup in Thailand widersetzten, 
als er eilig ein FTA mit den USA ab-
schließen wollte. Im Januar 2006 ver-
suchten einige 10000 Demonstranten  
das Gebäude in Chiang Mai, Thailand, 
zu stürmen, als dort US und Thai Be-
amte verhandelten. Der Nachfolgere-
gierung von Thaksin gelang es, das bi-
laterale Freihandelsabkommen mit den 
USA auf Eis zu legen, und Bewegun-
gen, die in anderen Regionen FTAs 
verhindern wollen, erhielten durch die 
Bemühungen der Thais Auftrieb. 
Der Rückzug von der neoliberalen 
Globalisierung ist am deutlichsten in 
Lateinamerika.  
Nach der langen Ausbeutung durch 
ausländische Energieriesen hat Boli-
vien unter Evo Morales seine Energie-
ressourcen verstaatlicht.  
Nestor Kirchner von Argentinien gab 
ein Beispiel dafür, wie ein Entwick-
lungsland dem Finanzkapital die Stirn 
bieten kann, als er die Gläubiger aus 
dem Norden zwang, nur 25% der 
Schulden für jeden Dollar, den Argen-
tinien  schuldete, zu akzeptieren.  
Hugo Chavez hat einen ehrgeizigen 
Plan zur regionalen Integration, die 
Bolivarische Alternative für Amerika 
(ALBA), auf den Weg gebracht, die 
ohne Beteiligung nördlicher Konzerne 
auf wirklicher wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit statt auf Freihandel ba-
siert und getrieben ist von einer, wie es 
Chavez selbst beschreibt, "über den 
Kapitalismus hinausreichenden Logik". 
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Die Zukunft der Globalisierung 
 

Aus heutiger Sicht scheint die Globali-
sierung nicht eine neue, höhere Stufe in 
der Entwicklung des Kapitalismus ge-
wesen zu sein, sondern eine Antwort 
auf die zugrunde liegende Struktur-
krise dieser Produktionsweise. Fünf-
zehn Jahre nachdem sie als die Welle 
der Zukunft angekündigt worden war, 
scheint Globalisierung weniger eine 
„schöne neue Phase“ des kapitalisti-
schen Abenteuers gewesen zu sein als 
eine verzweifelte  Bemühung des glo-
balen Kapitals, der Stagnation und den 
Ungleichgewichten zu entkommen, die 
die Weltwirtschaft in den 70er und 
80er Jahren beherrschten. Der Zusam-
menbruch der staatssozialistischen Re-
gime in Mittel- und Osteuropa lenkte 
die Aufmerksamkeit von dieser Wirk-
lichkeit in den frühen 90er Jahren ab. 
 
Die G8 sollte im Zeitalter der Globali-
sierung zu einer der zentralen Instituti-
onen der globalen Steuerung werden. 
Dies war das Hauptziel des Clinton-
Blair-Projektes der späten 1980er Jah-
ren. Heute ist die G8 aber nur noch ein 
hohles Gerippe, das weniger durch 
Kooperation als durch Rivalitäten zwi-
schen den dominanten kapitalistischen 
Mächten bestimmt ist. Aus Gewohn-
heit trifft sie sich auch weiterhin, aber 
ihr ursprüngliches Ziel, ein Koordina-
tionsforum transnationaler Eliten zu 
sein, rückt in immer größere Ferne.  

In zahlreichen fortschrittlichen Kreisen 
glaubt man noch immer, dass die vor-
rangige Aufgabe darin bestehe, die 
Globalisierung zu "humanisieren". 
Doch die Globalisierung ist eine ver-
brauchte Macht. 
 
Die heutigen, sich vervielfältigenden 
ökonomischen und politischen Kon-
flikte ähneln, wenn überhaupt, dem 
Ende der Periode dessen, was die His-
toriker als das Erste Zeitalter der Glo-
balisierung bezeichnen, das sich von 
1815 bis zum Ersten Weltkrieges 1914 
erstreckte. Die dringende Aufgabe ist 
nicht, die konzerngetriebene Globali-
sierung in eine „sozialdemokratische 
Richtung“ zu steuern, sondern ihren 
Rückmarsch so zu managen, dass nicht 
dasselbe Chaos und dieselbe Kette von 
unbeherrschten Konflikten entsteht, die 
ihren Niedergang in jener früheren Ära 
kennzeichnete. 
 
(Diese Kolumne erschien in „Foreign 
Policy in Focus“ am 27.Dez. 2006: 
http://www.fpif.org/fpiftxt/3826.  
 
Übersetzung G.Röder/SiG ,  
in SiG58 erschienen. 
 
* Auf deutsch erschien sein Buch 
"Deglobalisation" 2003 bei VSA 
(siehe SiG45)  



 8

Humanitäre Interventionen: 
die Entwicklung einer gefährlichen Doktrin 

 
Rede auf der Konferenz über Globalisierung, Krieg und Intervention, 

 die von der deutschen Sektion der IPPNW (Internationale Ärzte für die Verhütung des 
Atomkrieges / Ärzte in sozialer Verantwortung e.V.) organisiert wurde  

(Frankfurt/M 14. – 15. Januar 2006.) 
 
 
Da sich über dem Iran Kriegswol-
ken zusammenbrauen, kommt das 
Thema, das an dieser Konferenz im 
Brennpunkt steht, gerade zur rechten 
Zeit: Großmacht-
Militäreinmischungen in die Angele-
genheiten souveräner Staaten aus 
«humanitären Gründen». 
 
«Humanitäre Intervention» ist, ein-
fach umrissen: Eine militärische Ak-
tion, die dazu dient, Verletzungen 
der Menschenrechte zu verhindern 
oder zu beenden, die gegen eine sou-
veräne Regierung gerichtet ist und 
ohne ihr Einverständnis stattfindet. 
Während als Hauptbegründung für 

den Einmarsch der Vereinigten Staa-
ten in den Irak angegeben wurde, 
dass dieser Massenvernichtungswaf-
fen besitze, so war eine wichtige Ne-
benbegründung ein Regimewechsel 
aus humanitären Gründen. Als klar 
wurde, dass es in Wirklichkeit keine 
MVW gab, rechtfertigte die Bush-
Regierung den Eingriff nachträglich 
mit humanitären Gründen: es sei das 
Ziel gewesen, eine repressive Dikta-
tur abzuschaffen und eine demokra-
tische Herrschaft einzusetzen. Der 
Schauprozess Saddams wegen Men-
schenrechtsverletzungen ist ein Teil 
dieser nachträglichen Bemühungen, 
den Einmarsch zu legitimieren. 

 
Irak: Sackgasse humanitärer Intervention 

 
Der Irak zeigt, wie gefährlich die 
humanitäre Begründung ist. Sie lässt 
sich leicht zur Rechtfertigung jegli-
cher Verletzung nationaler Souverä-
nität zu rechtfertigen, um die Interes-
sen einer externen Macht zu fördern.  
Wohl war unter Saddam Hussein das 
irakische Volk Opfer systematischer 
Unterdrückung, und viele Leute 
wurden hingerichtet oder eingeker-

kert. Und doch stößt uns, jedenfalls 
die meisten von uns im globalen Sü-
den, Washingtons Gebrauch der hu-
manitären Begründungslogik für den 
Einmarsch im Irak ab. Die meisten 
von uns würden sagen, dass die sys-
tematische Verletzung der Men-
schenrechte, auch wenn wir die Ver-
letzung dieser Rechte unter jedem 
Regime verurteilen, keinen hinrei-
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chenden Grund zur Verletzung der 
staatlichen Souveränität durch Ein-
marsch oder Destabilisierung dar-
stellt. Ein repressives Regime oder 
einen Diktator abzusetzen ist Sa-
che der Bürger eines Landes. Unter 
diesem Gesichtspunkt möchte ich 
darauf hinweisen, dass die antifa-
schistische Bewegung auf den Phi-
lippinen nicht einmal während der 
dunkelsten Tage der Marcos-
Diktatur daran dachte, die Vereinig-
ten Staaten anzufragen, ob sie die 
Aufgabe für uns übernehmen wür-
den. 
 
Nun mag für einige Leute im Nor-
den, die zu Staaten gehören, die den 
Rest der Welt beherrschen, nationa-
le Souveränität ein Kuriosum sein. 
Für uns im Süden dagegen ist die 
Verteidigung dieses Prinzips eine 
Angelegenheit von Leben und Tod, 
eine zwingenden Bedingung für die 
Realisierung unserer kollektiven Be-
stimmung als Nationalstaat in einer 
Welt, in der die Mitgliedschaft in ei-
nem Nationalstaat eine grundlegende 
Bedingung für den ungehinderten 
Zugang zu den Menschenrechten, 
politischen Rechten und wirtschaftli-
chen Rechten ist. Ohne einen souve-
ränen Staat als Rahmen sind unser 
Zugang und unsere Nutznießung die-
ser Rechte gefährdet. 
 
 
Solange Nationalstaaten die ent-
scheidenden politischen kollektiven 
Gebilde der Menschen sind, solange 

wir also in einer westfälischen Welt 
leben — und ich möchte betonen, 
dass wir nicht in einer nach-
westfälischen Welt leben —, solange 
müssen wir unsere nationale Souve-
ränität aggressiv verteidigen. Und 
zwar absolut, denn der Imperialis-
mus ist nun einmal so, dass er es als 
Präzedenzfall für andere, in der Zu-
kunft liegende Fälle benützt, wenn 
man ihm einmal den kleinen Finger 
gibt. 
Übertreiben wir vielleicht ein wenig? 
Nein. Die Tragödie des Iraks ist aus-
schließlich dem Antrieb der ameri-
kanischen Rechten anzulasten, die 
Macht der USA weit außerhalb der 
Reichweite aller möglichen Rivalen 
oder Rivalengruppen zu halten. Der 
Weg zum Irak wurden allerdings von 
den Handlungen liberaler Demokra-
ten geebnet, exakt derselben Clinto-
nianer, die jetzt die Regierung Bush 
anklagen, sie habe die USA in einen 
Krieg ohne Ende gestürzt. Mit ande-
ren Worten: der Weg zum Irak wäre 
ohne die humanitäre Intervention in 
Jugoslawien in den Neunzigern viel 
schwieriger gewesen. Wie es ein 
konservativer Schriftsteller so schön 
formulierte, hat George W. Bush, als 
er in den Irak einmarschierte, einfach 
die «Doktrin des ‹demokratischen 
Engagements› der ersten Bush-
Regierung und die der ‹demokrati-
schen Ausbreitung› der Regierung 
Clinton noch einen Schritt weiter-
entwickelt. Man könnte sie ‹demo-
kratische Transformation› nen-
nen.»[1] 
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Kosovo, Realpolitik und Intervention 

 
Die Intervention im Kosovo wurde, 
nebst der Landung von US-Truppen 
in Haiti im Jahr 1994, um Jean Bert-
rand Aristide an die Macht zu brin-
gen, als klassische humanitäre Inter-
vention bezeichnet. Aber wir können 
es nicht zulassen, dass der militäri-
sche Eingriff im Kosovo eine Wie-
derholung oder Nachahmung findet. 
Ich möchte hier die Gründe dafür 
darlegen. 
 
Erstens half er maßgeblich mit, die 
Glaubwürdigkeit der Vereinten Na-
tionen auszuhöhlen, dass die USA, 
im Wissen, dass sie den Segen des 
Sicherheitsrates nicht erhalten wür-
den, die NATO als Rechtsdeckung 
für den Krieg missbrauchten. Die 
NATO wiederum war das Feigen-
blatt für einen Krieg, der zu 95% 
von US-Kräften durchgeführt wurde. 
 
Zweitens war die humanitäre Argu-
mentation zweifellos die Motivation 
einiger Befürworter, aber die Opera-
tion nützte schließlich primär Wa-
shingtons geopolitischen Interes-
sen. Das bleibende Resultat des Ko-
sovo-Luftkriegs war nicht ein stabi-
les und sicheres Netz von Balkan-
staaten, sondern die Ausweitung der 
NATO. Das überrascht nicht, denn 
darum ging es in dem Luftkampf 
hauptsächlich. Milosevics Schachzü-
ge sowohl in der früheren Bosnien-
Krise als auch im Kosovo, zogen 

gemäß Andrew Bacevich «die Rele-
vanz der NATO und, in der Folge, 
den Führungsanspruch der USA in 
Europa in Frage.» [2] Wenn die 
USA Slobodan Milosevic nicht in 
den Griff bekommen hätten, hätten 
sie die NATO-Erweiterungs-pläne 
nicht stützen können. Für die Regie-
rung Clinton füllte eine solche Er-
weiterung das Sicherheitsvakuum in 
Osteuropa und institutionalisierte die 
US-Hegemonie im post-sowjetischen 
Europa. Aus Washingtons Perspekti-
ve würde, nach Meinung eines Ana-
lytikers: « die NATO-Erweiterung 
einen institutionellen Rahmen legen, 
um die aktuellen lokalen Umwälzun-
gen in Ost- und Zentraleuropa zu 
kontrollieren. Die Aussicht auf eine 
Mitgliedschaft in der Allianz wäre 
per se ein «Ansporn» für diese Län-
der, interne Reformen anzustreben. 
Eine darauf folgende Integration in 
die Allianz, so sagte man voraus, 
würde jene institutionellen Reformen 
mit einschließen. Die Mitgliedschaft 
würde eine breite Palette organisa-
torischer Anpassungen nach sich 
ziehen, etwa die Standardisierung 
militärischer Abläufe, Schritte auf 
eine Interoperabilität mit den NATO-
Streitkräften, sowie gemeinsame 
Planung und Ausbildung. Durch die 
Durchmischung der erweiterten Al-
lianz mit neuen Mitgliedern und die 
Beteiligung an ihren Operationen 
würde die NATO deren Fähigkeit 
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verringern, auf  alten Methoden zu-
rückzufallen, und sie würde die Libe-
ralisierung von Übergangsregierun-
gen verstärken.  Wie ein NATO-
Vertreter bemerkte: ‹Wir bandeln sie 
in die NATO-Kultur ein, sowohl poli-
tisch als auch militärisch, damit sie 
wie wir zu denken und —mit der Zeit 
— wie wir zu handeln beginnen.» [3] 
 
Ein Hauptaspekt der NATO-
Erweiterungspolitik war es sicherzu-
stellen, dass die westeuropäischen 
Staaten weiterhin militärisch von 
den Vereinigten Staaten abhängig 
bleiben. Die Unfähigkeit der europä-
ischen Regierungen, eine unabhän-
gige europäische Initiative im Bal-
kan durchzuziehen, wurde von Wa-
shington via NATO-Luftkrieg gegen 
Serbien schnell zum eigenen Vorteil 
umgesetzt, um die geopolitische 
Aussage zu bekräftigen, dass Sicher-
heit in Europa ohne amerikanische 
Garantie unmöglich sei. 
 
Drittens löste der Luftkrieg bald 
darauf das aus, was er eigentlich of-
fensichtlich beenden sollte: eine Er-
höhung von Menschenrechtsverlet-
zungen und die Verletzungen inter-
nationaler Verträge.  Die Bombardie-
rung provozierte die Serben im Ko-
sovo, ihre Schlächterei und die De-
portierung albanischer Kosovaren zu 
beschleunigen und fügte zugleich 
dem serbischen Volk maßgeblichen 
indirekten Schaden zu, indem Elekt-
rizitätsnetze, Brücken und Wasser-
einrichtungen angegriffen wurden — 

was Artikel 14 des Protokolls von 
1977 zu den Genfer Abkommen von 
1949 verletzt, das Angriffe auf «Ob-
jekte, die zum Überleben der Zivil-
bevölkerung unabdingbar sind», 
verbietet. [4] 
 
Und schließlich stellte der Kosovo, 
wie bereits angemerkt, einen starken 
Präzedenzfall für künftige Verlet-
zungen des Prinzips nationaler Sou-
veränität dar.  Die arrogante Art, in 
der die Clinton-Regierung die Miss-
achtung nationaler Souveränität mit 
Bezug auf angeblich «vorrangige» 
humanitäre Anliegen rechtfertigte, 
wurde Teil der Moral und des juristi-
schen Waffenarsenals, das von Leu-
ten einer anderen Partei, nämlich den 
Republikanern, in Afghanistan und 
dem Irak angewendet wurde.  Wie 
der rechtsradikale Denker Philip 
Bobbitt es sah, dienten die Aktionen 
der Regierung Clinton im Kosovo 
und auf Haiti als «Präzedenzfälle», 
die «die zunehmend auftretende Re-
gel bestärken, wonach Regime die 
populäre Grundlage ihrer der Sou-
veränität verlieren, wenn sie demo-
kratische Einrichtungen abschaffen, 
wenn sie die grundlegendsten Men-
schenrechte verweigern, wenn sie  
Massenterror gegen ihre eigenen 
Leute ausüben, wenn sie, ohne pro-
voziert worden zu sein, ihre Nach-
barn angreifen. Sie gefährden da-
durch die Souveränitätsrechte, ein-
schließlich das inhärente Recht, die-
jenigen Waffen zu wählen, die ein 
Regime wählen mag.» [5] 
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Vom Kosovo nach Afghanistan 
 

Als die Invasion in Afghanistan 
2001 stattfand, gab es im Norden re-
lativ wenig Opposition gegen den 
US-Einmarsch zur Vertreibung der 
Taliban-Regierung. Washington pro-
fitierte von der Sympathie zu den 
USA, die durch die Geschehnisse 
des 11. September entstanden war, 
und von dem Image der Taliban-
Regierung, dass sie  der Al Kaida  
Unterschlupf gewährte. So wurde die 
Option  von Verhandlungen mit den 
Taliban verworfen und durch die In-
vasion Afghanistans das internatio-
nale Recht aus dem Fenster gewor-
fen. Zu all dem gab es von europäi-
schen Ländern nur wenig Protest. 
Aber zur Stärkung ihrer Position be-
nutzte die Bush Administration nicht 
nur die Begründung, die Täter des 
11. September vor Gericht zu brin-
gen. Sie stellten ihren Einmarsch in 
Afghanistan als notwendigen Akt der 
humanitären Intervention dar, um 
das repressive Taliban Regime abzu-
setzen,– ebenso berechtigt wie die 
Präzedenzfälle von Haiti und dem 
Kosovo. Durch die Anrufung der 
humanitären Begründung haben 
schließlich auch andere NATO-
Länder wie Kanada, Deutschland 
und die Niederlande bewaffnete 
Kontingente geschickt. In diesem 
Zusammenhang muss auch hervor-
gehoben werden, dass viele Nichtre-
gierungsorganisationen (NGOs)-  
einschließlich viele liberale Organi-
sationen - die US-Intervention aus 

den gleichen Gründen unterstützt 
haben. 
 
Wie bei der Luft-Kampagne im Ko-
sovo, sind auch in Afghanistan 
schon bald die Fallstricke der huma-
nitären Intervention offenkundig ge-
worden. 
Erstens, es setzte sich sofort eine 
Logik der Macht durch. Die Jagd 
auf Bin Laden führte zu dem Impera-
tiv, die US Militärpräsenz in Südost-
asien zu etablieren und zu konsoli-
dieren, was die strategische Kontrol-
le sowohl des erdölreichen Nahen 
Ostens, wie des energiereichen Zent-
ralasiens erlauben sollte. Hinzu 
kommt, dass Afghanistan vom Ver-
teidigungsminister  Donald Rums-
feld, nach der Beschreibung eines 
Analysten, als "ein Labor zum 
Nachweis der Theorie über die Fä-
higkeit weniger Bodentruppen im 
Zusammenspiel mit der Luftwaffe, 
entscheidende Schlachten zu gewin-
nen” benutzt wurde.[6] Die Haupt-
funktion der Afghanistan Invasion, 
wie es sich herausstellte, war zu de-
monstrieren, dass das Diktat der Po-
well Doktrin über die Notwendigkeit 
des massiven Truppeneinsatzes für 
eine Intervention veraltet war – eine 
Ansicht, von der Skeptiker noch ü-
berzeugt werden mussten, bevor sie 
selber dazu bereit waren, das zu ü-
bernehmen, was als das strategische 
Ziel der Bush Regierung auftauchte: 
die Invasion des Irak. 
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Zweitens, die Kampagne führte sehr 
bald zu dem, was ihre Vorreiter an-
geblich eliminieren wollten: den 
Terror gegenüber der Zivilbevöl-
kerung. Das US-Bombardement 
konnte in vielen Fällen nicht zwi-
schen militärischen und zivilen Zie-
len unterscheiden – nichts Überra-
schendes, da die Taliban in vielen 
Landesteilen bedeutende Unterstüt-
zung von der Bevölkerung erhielten. 
Das Ergebnis war eine hohe Anzahl 
ziviler Opfer; eine Schätzung von 
Marc Herrold brachte die Zahl der 
Ziviltoten zwischen 3.125 und 3.620, 
vom 7. Oktober bis zum 31. Juli 
2002. [7]  
 
Drittens, die Kampagne führte zu 
einer politischen und humanitären 
Situation, die in vielfacher Hinsicht 
schlimmer war als unter der Tali-
banherrschaft. 
Eine der fundamentalen Funktionen 
einer Regierung besteht darin, für ein 
Minimum an Ordnung und Sicher-
heit zu sorgen. Die Taliban, trotz all 
ihrer rückständigen Praktiken auf 
anderen Gebieten, waren in Afgha-
nistan in der Lage, das erste sichere 
politische Regime nach über 30 Jah-
ren zu gestalten. Im Gegensatz dazu, 
hat das darauf folgende ausländische 
Besatzungsregime diesen Test auf 
erbärmliche Weise nicht bestanden. 
Einem Bericht des Zentrums für stra-
tegische und internationale Studien 
(Center for Strategic and Internatio-
nal Studies) zufolge, “hat sich die 
Sicherheitslage seit Beginn des Wie-

deraufbaus im Dezember 2001 eher 
verschlechtert, besonders im Som-
mer und im Herbst 2003.”[8] Derar-
tig schlecht ist die Grundsicherheit 
für die Bevölkerung, dass in einem 
Drittel des Landes ein Zutrittsverbot 
für die Mitarbeiter der Vereinten Na-
tionen ausgesprochen wurde und die 
meisten NGOs aus den meisten Tei-
len des Landes abzogen wurden. Die 
von Washington eingesetzte Regie-
rung von Hamid Karzai übt keine 
große Autorität außerhalb Kabuls 
und der einen oder anderen Stadt 
aus, was den UN-Generalsekretär 
Kofi Annan dazu brachte zu sagen 
“ohne funktionierende staatliche In-
stitutionen, die den Grundbedürfnis-
sen der Bevölkerung im ganzen Lan-
de dienen, wird die Autorität und die 
Legitimität der  neuen Regierung 
von kurzer Lebensdauer sein.”[9] 
 
Noch schlimmer, Afghanistan ist ein 
Drogenstaat geworden. Die Taliban 
waren in der Lage den Mohnanbau 
erheblich zu verringern. Seit sie 
2001 vertrieben wurden, ist die 
Mohnproduktion hochgeschossen, 
erbrachte 2004 eine Rekordernte und 
für Afghanistan die zweifelhafte Eh-
re, fast 80 Prozent des Weltbedarfs 
an Heroin zu decken. Nun sind circa 
170.000 Afghanen Opium- und He-
roinkonsumenten, 30.000 davon 
Frauen. [10]  
Regierungsbeamte sind in 70 Prozent 
des Rauschmittelverkehrs verwickelt 
und ungefähr ein Viertel der kürzlich 
gewählten 249 Parlamentsmitglieder  
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haben Kontakte zum Drogenhandel. 
Eine Schätzung aus einer Studie, die 
für die unabhängige Forschungs- und 
Auswertungsstelle Afghanistans 
(Afghanistan Research and Evaluati-
on Unit) durchgeführt wurde, besagt, 
dass mindestens 17 neu gewählte 
Abgeordnete selbst Drogenschieber 
sind, 24 weitere in Verbindung zu 
kriminellen Banden stehen, 40 Be-
fehlshaber bewaffneter Gruppen sind 
und sich 19 ernsten Anschuldigun-
gen wegen Kriegs- und Menschen-
rechtsverbrechen stellen müssen.[11] 
Für diese Leute, die das politische 
Leben Afghanistans beherrschen, ist, 
laut Kofi Annan “die Unsicherheit 
ein Geschäft" und "Erpressung eine 
Lebensweise."[12] 
 
Kann man wirklich ernsthaft für sich 
in Anspruch nehmen, dass dieses 
Leben im Vergleich zur Talibanherr-
schaft eine Verbesserung ist? Viele 
Afghanen würden das verneinen, 
weil die Taliban mindestens in der 
Lage waren, eine Sache zu gewähr-
leisten: grundlegende physische Si-
cherheit. Nun wird dieses Argument 
für die Ober- und Mittelschicht im 
Norden nicht überzeugend sein, die 
in sicheren Stadtteilen oder in einge-

zäunten Gemeinden leben. Aber 
sprechen Sie mit den armen Men-
schen überall: Sie legen großen Wert 
darauf, ihre Wellblechgemeinden 
von Verbrechern und Drogenhänd-
lern zu befreien. 
Oh ja, wie steht es um die Auswir-
kung der humanitären Hilfe der 
NGOs? Nun gut, auf den Fersen 
der US-Truppen ist eine wahrhaf-
tige Armee von NGOs  der ver-
schiedensten Arten gefolgt, alle be-
müht dem afghanischen Volke zu 
helfen mit Hunderten von gut be-
gründeten Projekten. Jedoch, wie bei 
der südostasiatischen Tsunamika-
tastrophe und bei der durch den Hur-
rikan Katrina hervorgebrachten Ka-
tastrophe in den USA, ist das Geld-
sammeln für die "Afghanistan-Hilfe" 
schnell zu einer profitablen Operati-
on geworden, die die humanitätsbe-
zogenen Arbeitsplätze zu den attrak-
tivsten der lokalen Wirtschaft hat 
werden lassen. Wie positiv diese 
Projekte gewesen sind, ist eine ande-
re Geschichte, da, wie bei der militä-
rischen Kampagne, es viele schlecht 
ausgedachte und schlecht durchge-
führte Projekte gab mit dem Haupt-
effekt, Verstimmung in der lokalen 
Bevölkerung zu schüren. 

 
Die Argumente gegen humanitäre Intervention 

 
Die humanitäre Intervention, die in 
den 1990ern in Elitekreisen der USA 
und Europas populär war, hat sich 
einen schlechten Namen gemacht, 
besonders im Süden. Kosovo, Af-

ghanistan und Irak unterstreichen die 
bitteren Erfahrungen der humanitä-
ren Intervention.  
Zur Wiederholung: 
1. Humanitäre Intervention hält 
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sich selten an die dominierende 
Begründung, die Geopolitik wird 
schnell zur treibenden Kraft einer 
militärischen Operation. 
2. Humanitäre Intervention führt 
zu dem, wogegen ihre Vorantrei-
ber angeblich ausgezogen sind: sie 
entfacht die Zunahme der Men-
schenrechtsverletzungen und Ver-
letzungen der menschenrechtsbe-
zogenen internationalen Abkom-
men. 
3. Humanitäre Intervention schafft 
eine sehr gefährliche Präzedenz 
für zukünftige Verletzungen des 
Prinzips der nationalen Souveräni-
tät. Kosovo ebnete den Weg nach 
Afghanistan und beide führten zu 
der Tragödie des Irak. 
 
Das alles bedeutet nicht, dass Staaten 
und die internationale Zivilgesell-
schaft von moralischen und diploma-
tischen Mitteln keinen Gebrauch 
machen sollten, um repressive Re-
gimes, wie die Taliban, zu isolieren. 
Wenn man sicher sein kann, dass ih-
re Schlagkraft eher von den Regimes 
als von der Bevölkerung gespürt 
wird, sind auch Wirtschaftssanktio-
nen unter bestimmten Umständen 
zulässig und nützlich. Sanktionen 
spielten eine positive Rolle gegen die 
Apartheid in Südafrika, sie wirkten 
sich aber im Irak negativ auf die 
normale Bevölkerung aus. Dies ist 
allerdings ein Thema für eine andere 
Diskussion. 
 
Wir müssen aber immer die Leine 

ziehen, wenn es zur Gewaltanwen-
dung von einem Staat gegen einen 
anderen kommt. Regimewechsel 
durch Anwendung von Gewalt ist 
nicht nur falsch. Es hat weitreichen-
de destabilisierende Konsequenzen 
für das gesamte internationale Staa-
tensystem. Wenn die Hegemonial-
macht es einmal geschafft hat, das 
grüne Licht von bedeutenden Ande-
ren in einem Fall zu bekommen, 
kann man sicher sein, dass sie immer 
wieder darauf zurückgreifen wird, 
getrieben durch den Imperativ der 
Machterweiterung und der angehäuf-
ten Vorteile innerhalb des internatio-
nalen Systems. Man beginnt mit ei-
nem Haiti oder einem Kosovo und 
man gelangt in den Irak. 
 
In den internationalen Beziehungen 
wird eine Unterscheidung zwischen 
"Status quo Mächten" und "revisio-
nistische Mächten" gemacht.” Status 
quo Mächte versuchen die Struktur 
und die Aufteilung der relativen 
Macht innerhalb des Systems zu be-
wahren. Revisionistische Mächte 
versuchen die Struktur und die Auf-
teilung der relativen Macht zu ver-
ändern. Ironischerweise ist die heuti-
ge USA eine revisionistische Macht 
– d.h., sie versucht, eine Machtba-
lance zu ihren Gunsten zu erreichen, 
die noch größer ist als die, die sie 
schon heute genießt. Weil sie die 
früheren "humanitären Interventio-
nen" im Kosovo und in Afghanistan 
mitgetragen haben, müssen viele 
Staaten und auch Organisationen der 
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Zivilgesellschaft einen Teil der Ver-
antwortung dafür mit übernehmen, 
dass sie diese hemmungslose Hege-
monialmacht geschaffen haben. 
 
Wir müssen diese gefährliche Dokt-
rin der humanitären Intervention mit 
aller Kraft delegitimieren, um zu 
verhindern, dass sie in Zukunft 
wiederum von einigen Großmächten 
gegen Kandidaten wie den Iran oder 
Venezuela angewendet wird. Wie 
bei seinem Gegenstück, dem Kon-
zept des "liberalen Imperialismus", 
gibt es bei dem Konzept der "huma-
nitären Intervention" nur eine Hand-
lungsmöglichkeit: es zu verwerfen. 
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